
18. verweist auf die Gefahr der methodologischen Gleichsetzung von häuslicher Gewalt und Frauen-
handel, da beide Erscheinungen, obwohl ihre Bekämpfung einige gemeinsame Elemente aufweist (z.B. Straf-
verfolgung, Prävention, Beistand und Opferschutz), von der Art und den Merkmalen her sehr unterschied-
lich sind und unterschiedliche Ansätze erfordern, die im Bericht der Kommission fehlen;

19. ist der Auffassung, dass der Erweiterung der Europäischen Union derzeit eine hohe politische Prio-
rität zukommt und dass in diesem Zusammenhang die gemeinschaftlichen Politiken im Bereich Chancen-
gleichheit, aber auch im Bereich Sozialpolitik und Beschäftigung dazu genutzt werden müssen, um die
Rechte der Frauen zu fördern und jegliche Ungleichheiten politischer, wirtschaftlicher oder sozialer Art in
einer erweiterten Europäischen Union zu beseitigen und dass in diesem Zusammenhang die Wahrung des
gemeinschaftlichen Besitzstandes im Bereich Gleichstellung und Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern eine unabdingbare Voraussetzung für den Beitritt ist;

20. fordert die Kommission auf, für eine wirksame Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes im
Bereich Rechte der Frauen zu sorgen und die Beitrittsländer zu ermutigen, institutionelle und administra-
tive Strukturen zu schaffen, um die Rechte auf Chancengleichheit insbesondere im wirtschaftlichen und
sozialen Bereich anzuwenden und deren Achtung zu gewährleisten;

21. fordert in Sorge über die explosionsartige Zunahme des Frauenhandels zwecks sexueller Ausbeutung
einerseits und die Zunahme der häuslichen Gewalt in zahlreichen Ländern andererseits die Europäische
Union und die Beitrittsländer auf, Sofortmaßnahmen zu ergreifen und entsprechende Strafen vorzusehen,
Instrumente zur Unterstützung und zum Schutz der Opfer zu schaffen und die strukturellen Ursachen, d.h.
die Armut und die unsichere Situation der Frauen, anzugehen;

22. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und den Regierungen
der Mitgliedstaaten zu übermitteln.

P5_TA(2002)0207

Fischerei: Stand der mehrjährigen Ausrichtungsprogramme Ende 2000

Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Jahresbericht der Kommission an den Rat und
das Europäische Parlament über den Stand der Durchführung der mehrjährigen Ausrichtungs-
programme für die Fischereiflotte Ende 2000 (KOM(2001) 541 � C5-0007/2002 �

2002/2006(COS))

Das Europäische Parlament,

� in Kenntnis des Berichts der Kommission (KOM(2001) 541 � C5-0007/2002),

� in Kenntnis der Berichtigung zum Bericht der Kommission (KOM(2001) 766),

� unter Hinweis auf Artikel 37 des EG-Vertrags,

� unter Hinweis auf seine Standpunkte vom 25. Oktober 2001 (1) zu dem Vorschlag für eine Entschei-
dung des Rates zur Änderung der Entscheidung des Rates 97/413/EG bezüglich der Ziele und Einzel-
heiten für die Umstrukturierung des Fischereisektors der Gemeinschaft während des Zeitraums vom
1. Januar 1997 bis zum 31. Dezember 2001 zur Herstellung eines dauerhaften Gleichgewichts
zwischen den Beständen und ihrer Nutzung (KOM(2001) 322 � C5-0308/2001 � 2001/0128(CNS))
sowie zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2792/
1999 zur Festlegung der Modalitäten und Bedingungen für die gemeinschaftlichen Strukturmaßnah-
men im Fischereisektor (KOM(2001) 322 � C5-0309/2001 � 2001/0129(CNS)),

� unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. Januar 2002 (2) zu dem Grünbuch der Kommission
über die Zukunft der Gemeinsamen Fischereipolitik (KOM(2001) 135 � C5-0261/2001 �
2001/2115(COS)),

(1) Angenommene Texte Punkt 17.
(2) P5_TA(2002)0016.
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� unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 20. Januar 2000 (1) zu dem Jahresbericht der Kommis-
sion an den Rat und das Europäische Parlament über den Stand der Durchführung der mehrjährigen
Ausrichtungsprogramme für die Fischereiflotten Ende 1997 (KOM(1999) 175 � C5-0109/1999 �
1999/2112(COS)) und vom 5. Juli 2001 (2) zu dem Jahresbericht der Kommission an den Rat und
das Europäische Parlament über den Stand der Durchführung der mehrjährigen Ausrichtungspro-
gramme für die Fischereiflotten Ende 1999 (KOM(2000) 738 � C5-0107/2001 � 2001/2056(COS)),

� gestützt auf Artikel 47 Absatz 1 seiner Geschäftsordnung,

� in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Fischerei (A5-0092/2002),

A. in der Erwägung, dass eine zweckmäßige Politik zur Erhaltung der Fischereiressourcen Voraussetzung
für einen sowohl nachhaltigen als auch rentablen und wettbewerbsfähigen gemeinschaftlichen
Fischereisektor ist,

B. in der Erwägung, dass das vorrangige Ziel der mehrjährigen Ausrichtungsprogramme (MAP) darin
besteht, ein dauerhaftes Gleichgewicht zwischen den vorhandenen Beständen und ihrer Nutzung zu
schaffen,

C. in der Erwägung, dass das Finanzinstrument zur Ausrichtung der Fischerei (FIAF) � und somit die
derzeitigen Beihilfen zur Modernisierung und Renovierung der Flotte � unbedingt beibehalten werden
müssen, um den mehrjährigen Ausrichtungsprogrammen Effizienz zu verleihen und um auf diese
Weise das vorrangige Ziel des langfristigen Gleichgewichts zwischen den vorhandenen Beständen
und ihrer Nutzung erreichen zu können,

D. im Bedauern darüber, dass die im Bericht verwendeten Daten aufgrund der bis 2003 durchzuführen-
den Neuvermessung der Schiffe immer noch nicht vollständig vereinheitlicht und daher nicht direkt
vergleichbar sind,

E. unter Hinweis darauf, dass die Kommission über mehr Mittel verfügen muss, um die von den Mitglied-
staaten übermittelten Daten effektiv zu kontrollieren,

F. unter Hinweis darauf, dass die Segmentierung der Flotten der Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich ist,

G. in der Erwägung, dass in Kürze im Rahmen der Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik auch über
die zukünftige Flottenpolitik neu entschieden werden muss, und dass die Reform und die Aktualisie-
rung der mehrjährigen Ausrichtungsprogramme in diesem allgemeinen Rahmen durchgeführt werden
müssen,

H. in der Erwägung, dass die Flottenpolitik eine bedeutende sozioökonomische Auswirkung auf in hohem
Maße von der Fischerei abhängige Regionen hat,

I. in der Erwägung, dass Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit auf See nicht zu einer Zunahme des
Fischereiaufwands führen sollten,

1. bedauert, dass die Mehrheit der Mitgliedstaaten zum wiederholten Male die Ziele ihrer MAP nicht
erreicht haben, und fordert diese auf, massive Anstrengungen zur Reduzierung ihrer Flotte zu unterneh-
men;

2. begrüßt, dass die Kommission gegen mehrere Mitgliedstaaten, die wiederholt die Ziele ihrer MAP
nicht eingehalten haben, Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet hat;

3. fordert Rat und Kommission nachdrücklich auf, die Gründe für das Verfehlen der Ziele zu analysieren
und wirksamere Sanktionen zu entwickeln, die im Zusammenhang mit dem Ziel des Mehrjahresausrich-
tungsprogramms stehen;

4. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Neuvermessung ihrer Flotte schnellstmöglich abzuschließen, damit
zukünftige Entscheidungen auf einheitlichem Datenmaterial beruhen;

5. stellt fest, dass die MAP, auch wenn sie zu einer gewissen Reduzierung der Kapazität der Flotten der
Mitgliedstaaten geführt haben, nicht die gewünschte Ausgewogenheit zwischen den Beständen und ihrer
Nutzung gebracht haben, zum großen Teil eben deshalb, weil die Mehrzahl der Mitgliedstaaten ihre MAP
nicht eingehalten haben;

(1) ABl. C 304 vom 24.10.2000, S. 203.
(2) ABl. C 65 E vom 14.3.2002, S. 386.
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6. fordert daher, im Rahmen der Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik die MAP in ihrer bisherigen
Form nicht weiterzuführen, sondern sie zu ändern und zu aktualisieren, um es zu ermöglichen, die Wett-
bewerbsfähigkeit, die Effizienz und die Sicherheit der Gemeinschaftsflotte zu erhöhen und auf diese Weise
das vorrangige Ziel des dauerhaften Gleichgewichts zwischen den Fischereiressourcen und ihrer Nutzung
zu verwirklichen;

7. fordert die Kommission und den Rat auf, im Rahmen der Neuregelung der gemeinschaftlichen
Flottenpolitik einheitliche und objektivierbare Kriterien für die Bemessung der Kapazität der Schiffe und
die Segmentierung der Flotten einzuführen und dabei alternative oder ergänzende Methoden zur
Berechung der Kapazität (z.B. Kraftstoffverbrauch eines Schiffes) zu prüfen;

8. fordert die Kommission auf, ein „Einfahrt-Ausfahrt“-System für die Fischereifahrzeuge zu erarbeiten,
das sicherstellt, dass unter keinen Umständen eine Kapazitätserhöhung erfolgt;

9. ersucht die Kommission, bei ihren Vorschlägen für eine neue Flottenpolitik nachdrücklich die Not-
wendigkeit einer Ausgewogenheit zwischen der Fangkapazität und/oder dem Fischereiaufwand der Flotten-
segmente pro Mitgliedstaat und den ihnen zur Verfügung stehenden Fangrechten zu berücksichtigen;

10. bekräftigt erneut, dass die Bemühungen zur Reduzierung der Flottenkapazität nicht zu Lasten der
Arbeitsbedingungen an Bord und der Sicherheit des Schiffes beziehungsweise der Qualität des Fanges
gehen dürfen und dass deshalb Strukturhilfen auch weiterhin für die Modernisierung der Flotte eingesetzt
werden müssen; fordert die Kommission aus diesem Grund auf, unter den Gesichtspunkten der Sicherheit,
der Eignung der Mannschaftsräume und der Qualität der an Bord verarbeiteten Fische die entsprechenden
Maßnahmen zu ergreifen, die eine erhöhte Motorleistung und Tonnage der renovierten Fahrzeuge ermög-
lichen;

11. fordert die Schaffung freiwilliger Abwrackprogramme mit attraktiven Prämien, bei denen eine
Erhöhung des Finanzierungsanteils der Gemeinschaft geprüft werden sollte;

12. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie den Regie-
rungen und Parlamenten in den Mitgliedstaaten zu übermitteln.

P5_TA(2002)0208

Entwicklungsfinanzierung

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Finanzierung der Entwicklungshilfe

Das Europäische Parlament,

� unter Hinweis auf die Zusage des Europäischen Rates von Göteborg, „den VN-Zielwert für staatliche
Entwicklungshilfe von 0,7 % des BIP so rasch wie möglich zu erreichen und vor dem Weltgipfel für
nachhaltige Entwicklung … konkrete Fortschritte im Hinblick auf die Erreichung dieses Wertes zu
erzielen“,

� unter Hinweis auf die Erklärung des Rates „Entwicklung“ vom 8. November 2001 zur Vorbereitung
der UN-Konferenz über Entwicklungsfinanzierung, in der die große Bedeutung bestätigt wurde, die die
Europäische Union dem Erfolg der Internationalen Konferenz über Entwicklungsfinanzierung sowie
des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung (Johannesburg, September 2002) in Johannesburg bei-
misst,

� unter Hinweis auf seine Entschließung vom 1. März 2001 (1) zur Entwicklungspolitik der Europäischen
Gemeinschaft sowie auf seine früheren Entschließungen zum Schuldenabbau der Entwicklungsländer
und zur Kohärenz der verschiedenen EU-Politiken, insbesondere seine Entschließung vom
7. Februar 2002 zur Finanzierung der Entwicklungshilfe (2),

� in Kenntnis der OECD-Dokumente zur Rolle der Entwicklungszusammenarbeit an der Schwelle zum
21. Jahrhundert, der UN-Millenniumserklärung, des G8-Berichts über Armutsbekämpfung und wirt-
schaftliche Entwicklung sowie der von der Versammlung der Heilig-Jahr-Feier der Politiker und Regie-
renden angenommenen Anträge,

(1) ABl. C 277 vom 1.10.2001, S. 130.
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